
1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Eltern beitragen für die Teilnahme
von Kindern an einer offenen Ganztagsschule im Primarbereich der Gemeinde Blankenheim

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der
Fassung der B'ekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW, S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2025 (GV. NRW. 2025 S. 618), in Kraft getreten am 17. Juli
2025, am 01. November 2025 und am 01, Januar 2026 und der §§ 2, 6 und 20 des
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21, 10. 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) zuletzt geändert du rch^Gesetz vom
5. März 2024 (GV, NRW. S. 155), in Kraft getreten mit Wirkung vom 1. Januar 2024, des § 9 Abs. _2 und
3 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SchulG NRW) vom 15. 02.2005 (GVN_RW s.
102/SGV NRW 223), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2025 (G V. NRW. S.
501), in Kraft getreten am 7. Juni 2025 und 01, August 2025 sowie des Runderlasses des Ministeriums
für 'Schule und Bildung des Landes NRW "Gebundene und offene Ganztagsschulen sowie
außerunterrichtliche Ganztags- und Betreuungsangebote im Primarbereich und Sekundarstufe l" vom 23.
Dezember 2010 (ABI. NRW.~01/11 S. 38, berichtigt 02/11 S. 85), zuletzt geändert durch Runderlass vom
7. Mai 2025 hat der Rat der Gemeinde Blankenheim in seiner Sitzung am 26. 03, 2026 folgende Satzung
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern an einer
offenen Ganztagsschule im Primarbereich der Gemeinde Blankenheim beschlossen:

Artikel 1
§ 1 Abs. 4
Darüber hinaus findet das Angebot in den Ferien statt, sowie an maximal 4 beweglichen^Ferientagen (mit
Ausnahme des Rosenmontags), an maximal 2 Elternsprechtagen sowie an einem Tag, an dem der
Lehrerausflug stattfindet. Die Betreuungszeiten in den Ferien (Osterferien, 3 Wochen in den
Sommerferien, Herbstferien) werden spätestens zum Schuljahresbeginn mitgeteilt. Die
Schließungszeiten betragen 4 Wochen (3 Wochen in den Sommerferien und Weihnachtsferien).

§ 1 Abs. 5 wird gestrichen

§ 1 Abs. 6 wird zu § 1 Abs. 5 und wie folgt geändert
Art und Umfang der außerunterrichtlichen Angebote werden durch den Kooperationspartner im
Einvernehmen mit der Schulleitung und Schulträger festgelegt. Dabei werden Schülerinnen und Schüler
sowie Eltern an der Entwicklung der Angebote beteiligt.

§ 2 Abs. 1
Die Teilnahme an der offenen Ganztagsschule im Primarbereich ist freiwillig. Es besteht ab dem Schuljahr
2026/2027 ein stufenweiser Rechtsanspruch auf den Besuch der offenen Ganztagsschule. Die
Aufnahmeentscheidung trifft der OGS-Träger im Einvernehmen mit der Schulleitung und dem Schulträger
unter Berücksichtigung der allgemeinen Rahmenbedingungen, insbesondere Gruppenzahl und
Gruppengröße.

§ 2 Abs. 2
Die Anmeldung zur Teilnahme eines Kindes an den Angeboten der offenen Ganztagsschule muss von
den Erziehungsberechtigten schriftlich auf dem dafür vorgesehenen Anmeldeformular bis zum 28. 02.
eines jeden Jahres erfolgen und ist verbindlich für die Dauer eines Schuljahres (01. 08 - 31, 07. ).

§ 3 Abs. 1
Die Eltern haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einen sozial gestaffelten
Elternbeitrag zu entrichten. Der Beitrag ist als Jahresbeitrag festgesetzt und in monatlichen Teilbeträgen

l. Lebt das Kind nur mit einem Eltemteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. Wird bei



Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32
Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Personen, die diese Leistung
erhalten, an die Stelle der Eltern. Beitragszeitraum ist das Schuljahr (01. 08. bis 31. 07. ). Die Beitragspflicht
wird durch die Schließungszeiten der OGS nicht berührt. Die Mittagsverpflegung ist nicht eingeschlossen
und gesondert zu zahlen.

§3 Abs. 13 wird gestrichen

§4Abs.1
Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus nachfolgender Tabelle:

Einkommens ru e
1

2

3

4

5

6

7

8

Jahresbruttoeinkommen

Bis zu 15. 000  
Bis zu 25.000  
Bis zu 37. 000  
Bis zu 50. 000  
Bis zu 62.000  
Bis zu 80. 000  

Bis zu 100.000  
Über 100.000  

Monatlicher Beitra in  
25,00  
45,00  
65,00  
85,00  
110,00  
160,00  
190,00  
220,00  

§ 4 Abs. 2 wird neu eingefügt
Die Elternbeiträge steigen jährlich - kaufmännisch gerundet -jeweils zum 01. August um 3 %.

§4Abs. 2wird§4Abs.3

§ 4 Abs. 3 wird § 4 Abs.4

§ 4 Abs. 4 wird § 4 Abs.5

§ 5 Abs. 5 wird gestrichen

Artikel 2
Diese Satzung tritt zum 01 . August 2026 in Kraft.



Bestätigung

Gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht
(Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) vom 26. August 1999 (GV. NRW.S.516), zuletzt geän-
dort durch Verordnung vom 05. 11.2015 (GV. NRW. S.741), wird hiermit bestätigt, dass

- der Wortlaut der als Anlage beigefügten 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhe-
bung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern an einer offenen Ganztagsschule im
Primarbereich der Gemeinde Blankenheim mit dem Beschluss des Rates der Gemeinde Blan-
kenheim vom 26.03.2026 (RD 128/2026 XII) übereinstimmt und

- nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren worden ist.

Die öffentliche Bekanntmachung der vorgenannten Satzung wird hiermit angeordnet.

Blankenheim, 31.03.2026

ifefM en

^Bürgermeisterin



Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende vom Rat der Gemeinde Blankenheim in seiner Sitzung am 26.03, 2026 beschlossene 1. Satzung
zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern an einer offenen
Ganztagsschule im Primarbereich der Gemeinde Blankenheim wird hiermit gemäß § 7 Abs. 4 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. 07. 1994 (GV NRW S, 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 05^7^024 (GV NRW_S. _444)
in Verbindung mit den Bestimmungen der Bekanntmachungsverordnung vom 26. 08. 1999 (GV NRW S. 516),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05. 11. 2015 (GV NRW S. 741) öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verietzte

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Blankenheim, 31. 03. 2026

Bürg rm isterin)


